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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Regelung der 
Erstattungen bei der Erzeugung für Weißzucker, der bei 
der Herstellung der im Anhang I der Verordnung (EWG) 
Nr. 765/68 aufgeführten Erzeugnisse verwendet wird. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 18. Novem- 
ber 1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 530? Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer 
Verordnung (EWG) des Rates 

zur Regelung der Erstattungen bei der Erzeugung für Weiß- 
zucker, der bei der Herstellung der im Anhang I der Verordnung 
(EWG) Nr. 765/68 aufgeführten Erzeugnisse verwendet wird 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 1009/67/EWG des 
Rates vom 18. Dezember 1967 über die gemeinsame 
Marktordnung für Zucker^), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 1060/71 ^), insbesondere 
auf Artikel 9 Absatz 7, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Artikel 5 Absatz 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 765/68 des Rates vom 18. Juni 1968 betreffend 
allgemeine Regeln für die Erstattung bei der Erzeu- 
gung für in der chemischen Industrie verwendeten 
Zucker 3), in der Fassung der Verordnung (EWG) 
Nr. 2486/69"^), ist insbesondere vorzusehen, daß der 
Rat über die ab 1. Februar 1972 geltende Regelung 
für die Erstattungen bei der Erzeugung für die in 
Anhang I dieser Verordnung aufgeführten Erzeug- 
nisse beschließt. Die Ausgestaltung der genannten 
Regelung hat nach Maßgabe der in dem genannten 
Artikel festgesetzten Kriterien zu erfolgen. 

Die Prüfung der von den Mitgliedstaaten mitge- 
teilten Angaben hat die Erstellung von drei Jahres- 
berichten ermöglicht, die insbesondere die gemein- 
schaftliche Erzeugung von Mannit und Sorbit be- 
treffen und dem Rat von der Kommission ab 1968 
vorgelegt worden sind. 

Aus dem Vergleich dieser Angaben mit den auf- 
gestellten Kriterien ergibt sich, daß die eingeführte 
Regelung, wonach die Erstattung bei der Erzeugung 
von zur Herstellung der Erzeugnisse in Anhang I 
der Verordnung (EWG) Nr. 765/68'’^) bestimmtem 
Zucker derart begrenzt wurde, daß der Preis für die 
Abgabe von Zucker an die betreffenden Industrien 
nicht unter 13,30 Rechnungseinheiten je 100 kg 
Zucker liegen darf, sinnvoll und zweckmäßig ge- 
wesen ist; infolge dieser Regelung konnte die Sorbit 
aus Zucker erzeugende Industrie sich rasch ent- 
wickeln, ohne daß dadurch der stärkeverbrauchen- 
den Konkurrenzindustrie bisher Nachteile entstan- 
den sind. Letzten Endes hat gerade diese Regelung 
es ermöglicht, ein relatives Gleichgewicht zwischen 


diesen beiden Produktionsarten herzustellen, und 
dafür gesorgt, daß diese gewisse Fortschritte er- 
zielen konnten. 

Die Fortführung der bisherigen Maßnahmen auf 
diesem Gebiet bringt praktisch keine finanziellen 
Belastungen für die Gemeinschaft mit sich, da der 
menschliche Verbrauch inzwischen die Produktion 
im Rahmen der Grundquoten überschritten und die 
Höhe der Garantiemenge erreicht hat; somit kann 
jeder in der chemischen Industrie verwendete Zuk- 
ker als zur Erzeugung außerhalb der Grundquoten 
gehörig betrachtet werden. Er wird daher mit der 
Produktionsabgabe belastet, deren Betrag weitge- 
hend dem der Erstattungen bei der Erzeugung ent- 
spricht. 

Unter diesen Umständen ist es zweckmäßig, mit 
diesem Versuch fortzufahren; es empfiehlt sich da- 
her, die im Jahre 1968 festgelegte Regelung für 
einen ebenso langen Zeitraum wie den ersten zu 
verlängern. Es ist daher angebracht, den betreffen- 
den Text entsprechend anzupassen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

In Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 765/68 werden die Worte: „bis zum 31. Januar 
1972" ersetzt durch: „bis zum 30. Juni 1975". 


Artikel 2 

Der Wortlaut des Artikels 5 Absatz 3 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 765/68 wird ersetzt durch: 

„3. Vor dem 1. April 1975 beschließt der Rat auf 
Vorschlag der Kommission nach dem Abstim- 
mungsverfahren des Artikels 43 Absatz 2 des 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, L 115 
vom 27. Mai 1971, S. 16 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 
vom 25. Juni 1968, S. 1 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 314 
vom 15. Dezember 1969, S. 8 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, C 33 
vom 10. April 1968, S. 1 
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Vertrages über die ab 1. Juli 1975 geltende 
Regelung für Erstattungen bei der Erzeugung 
für die in Anhang 1 aufgeführten Erzeugnisse 
anhand folgender Faktoren: 

a) des Zuckerverbrauchs der betroffenen Indu- 
strie, 

b) der Ausrichtungen, die sich auf technischer 
Ebene abgezeichnet haben, 

c) der finanziellen Auswirkungen der geplan- 
ten Maßnahmen, 

d) der Konkurrenz der synthetischen Erzeug- 
nisse, 

e) der Wettbewerbslage der Industrien, die 
diese Erzeugnisse verarbeiten." 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Mitteilung 

der Kommission an den Rat 


Dieser Verordnungs Vorschlag zielt darauf ab, die 
Fortsetzung der gegenwärtigen Regelung, die für 
die Erstattungen bei der Erzeugung von Weißzucker 
vorgesehen ist, bis zum 30. Juni 1975 zu ermög- 
lichen. Es handelt sich um Weißzucker, der bei der 
Herstellung von den in Anhang I der Verordnung 
(EWG) Nr. 765/68 genannten Erzeugnissen und ganz 
besonders von Sorbit und Mannit verwendet wird. 
Das angenommene Enddatum fällt mit dem Ende der 
auf dem Zuckersektor vorgesehenen Übergangs- 
regelung, die insbesondere ein Quotensystem um- 
faßt, zusammen. Aus diesem Grunde ist die ange- 
nommene Dauer für die Fortführung der Regelung 
etwa die gleiche wie die 1968 festgesetzte. 

Die zwei wesentlichen für die Fortführung der ge- 
genwärtigen Regelung eintretenden Gründe sind, 
daß einerseits die betrachtete Maßnahme entspre- 


chend den in den Erwägungsgründen dargelegten 
Motiven praktisch keine finanzielle Belastung für 
die Gemeinschaft darstellt und daß andererseits die 
Erzeugung von Sorbit und Mannit ausgehend von 
Zucker keine Gefahr auf dem Gebiet des Wett- 
bewerbs mit den stärkehaltigen Rohstoffen darstellt, 
die ebenfalls zur Erzeugung von Sorbit und Mannit 
dienen. 

Außerdem ist zu bemerken, daß die Fortführung 
dieser Regelung den Absatz gewisser Zuckermengen 
in der chemischen Industrie ermöglicht, der ohne sie 
mit höheren Ausfuhrerstattungen als den Erstattun- 
gen bei der Erzeugung ausgeführt werden müßte. 

Es ist somit begründet anzugeben, daß der Vor- 
schlag nicht die Wirkung hat, neue finanzielle 
Lasten für die Gemeinschaft zu schaffen. 
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